
350 Gesetzblatt Teil I Nr. 34 - Ausgabetag: 25. Juni 1990

5. Die Deutsche Demokratische Republik erläßt Rechtsvor­
schriften entsprechend dem Steuerberatungs- und Wirt­
schaftsprüferrecht der Bundesrepublik Deutschland mit 
Wirkung spätestens ab 1. Januar 1991. Sie stellt sicher, daß 
mit Wirkung ab Errichtung der Währungsunion Personen, 
Gesellschaften und Vereinigungen, die nach dem Recht der 
Bundesrepublik Deutschland zu Tätigkeiten im Rahmen des 
Steuerberatungsgesetzes oder zur Tätigkeit des Wirt­
schaftsprüfers oder des vereidigten Buchprüfers befugt 
sind, im gleichen Umfang auch in der Deutschen Demokrati­
schen Republik ihre Tätigkeit ausüben dürfen.

II. Sozialunion

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt folgende 
Rechtsvorschriften mit dem Ziel der Angleichung an das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland:

1. ein Arbeitsförderungsgesetz;

2. ein Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehin­
derter in Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehinder­
tengesetz);

3. ein Gesetz über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall;

4. ein Gesetz über die Sozialversicherung;

5. ein Gesetz zur Angleichung der Bestandsrenten an das Net­
torentenniveau der Bundesrepublik Deutschland und weite­
re rentenrechtliche Regelungen;

6. ein Gesetz über die Errichtung und das Verfahren der 
Schiedsstellen für Arbeitsrecht;

7. ein Gesetz über den Anspruch auf Sozialhilfe (Sozialhilfege­
setz).

III. Staatshaushalt und Finanzen

1. Haushaltsrecht, Finanzkontrolle

a) Die Deutsche Demokratische Republik setzt eine Haus­
haltsordnung in Kraft, die die Regelungen der Bundes­
haushaltsordnung der Bundesrepublik Deutschland 
enthält und im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland erstellt 
wird. Sie übernimmt gleichzeitig das Haushaltsgrund­
sätzegesetz der Bundesrepublik Deutschland^mit der 
Maßgabe, daß das Haushaltsausgleichsgebot, das Ver­
bot von Nebenhaushalten (Einheit des Haushalts) und 
der Ist-Abschluß verbindlich gemacht werden.

b) Die Deutsche Demokratische Republik führt eine unab­
hängige Finanzkontrolle der öffentlichen Verwaltung 
ein. Sie erläßt hierzu ein Gesetz über die Errichtung 
eines Rechnungshofes, der eine Organisation aufweist, 
die weitgehend der des Bundesrechnungshofes der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht.

2. Recht der besonderen Verbrauchsteuern

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt Rechtsvor­
schriften entsprechend den Gesetzen und Verordnungen 
der Bundesrepublik Deutschland über die besonderen Ver­
brauchsteuern betreffend Bier, Branntwein, Kaffee und 
Tee, Leuchtmittel, Mineralöl, Zucker, Salz, Schaumwein 
und Tabak. Das gilt auch für das Landwirtschafts-Gasölver­
wendungsgesetz. Bei Erlaß der Rechtsvorschriften kann 
vom Recht der Bundesrepublik Deutschland im Einverneh­
men mit der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
abgewichen werden, soweit dies sachlich geboten ist. Wird 
das Recht in der Bundesrepublik Deutschland geändert, so 
gelten die Sätze 1 und 3 entsprechend.

3. Recht des Branntweinmonopols
Die Deutsche Demokratische Republik erläßt Rechtsvor­
schriften entsprechend dem Gesetz und den Verordnungen 
über das Branntweinmonopol der Bundesrepublik Deutsch­
land. Dabei kann im Einvernehmen mit der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland abgewichen werden, soweit 
dies sachlich geboten ist. Wird das Recht in der Bundesrepu­
blik Deutschland geändert, so gelten die Sätze 1 und 2 ent­

sprechend. Die Vergabe regelmäßiger Brennrechte im Rah­
men des Branntweinmonopols der Deutschen Demokrati­
schen Republik erfolgt in Übereinstimmung mit der Regie­
rung der Bundesrepublik Deutschland. Die Monopolverwal­
tung der Deutschen Demokratischen Republik schließt sich 
der Markt- und Preispolitik der Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein an; Abweichungen bedürfen des Einverneh­
mens der Monopolverwaltungen.

4. Recht der Besitz- und Verkehrsteuern

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt Rechtsvor­
schriften entsprechend den Gesetzen und Verordnungen 
der Bundesrepublik Deutschland nach Maßgabe von Satz 4. 
Dabei kann im Einvernehmen mit der Regierung der Bun­
desrepublik Deutschland abgewichen werden, soweit dies 
sachlich geboten ist. Wird das Recht in der Bundesrepublik 
Deutschland geändert, so gelten die Sätze 1 und 2 entspre­
chend. Geregelt werden

das Umsatzsteuerrecht;
das Versicherungsteuerrecht einschließlich Feuer­
schutzsteuer; 
das Wechselsteuerrecht;
das Steuerverfahrensrecht; die Deutsche Demokrati­
sche Republik wird ihr Steuerstrafrecht sowie dessen 
strafverfahrensrechtliche Sonderregelungen in weitge­
hender Angleichung an das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland ausgestalten;

mit Wirkung ab 1. Januar 1991 unter Berücksichtigung der 
Nummer 5

das Einkommen- und Lohnsteuerrecht;
das Körperschaftsteuerrecht;
das Gewerbesteuerrecht;
das Vermögensteuerrecht;
das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht;
das Grundsteuerrecht; л
das Bewertungsrecht;
das Grunderwerbsteuerrecht;
das Kraftfahrzeugsteuerrecht.

Bei der Regelung ist der besonderen Struktur der landwirt­
schaftlichen Betriebe in der Deutschen Demokratischen Re­
publik im Hinblick auf ihre Chancengleichheit Rechnung zu 
tragen.

5. Regelung bei der Einkommen- und Lohnsteuer sowie der 
Körperschaftsteuer
Die Deutsche Demokratische Republik regelt durch Gesetz, 
daß mit Wirkung ab Errichtung der Währungsunion
a) die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rege­

lungen über die steuerliche Gewinnermittlung in Kraft 
treten;

b) die Steuer von den Lohneinkünften nach den in der 
Bundesrepublik Deutschland ab 1990 geltenden allge­
meinen Monats- und Tageslohnsteuertabellen für die 
Steuerklasse I bemessen wird;
für jedes Kind wird in den Tabellen ein jährlicher Kin­
derfreibetrag von 1.512Deutsche Mark berücksichtigt; 
weitere Ermäßigungen sowie ein Abzug von Aufwen­
dungen, die über die in diesen Lohnsteuertabellen ein­
gearbeiteten Frei- und Pauschbeträge hinausgehen, 
sind unzulässig; steuerfreie Lohnanteile werden nur 
noch in dem Umfang anerkannt, wie sie am 1. Mai 1990 
tarifvertraglich vereinbart waren.

Unternehmen, die durch die Umwandlung volkseigener 
Kombinate, Betriebe und Einrichtungen entstanden sind, 
entrichten zur Wahrung einer vergleichbaren Belastung mit 
Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland bis zum
31. Dezember 1990 Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und 
Vermögensteuer nach den geltenden Steuergesetzen der 
Deutschen Demokratischen Republik in der Fassung des 
Steueränderungsgesetzes vom 6. März 1990 unter Berück­
sichtigung von Buchstabe a.

6. Zollrecht
Die Deutsche Demokratische Republik wird in Angleichung 
an die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Zoll-


